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DIE ISTANBUL-KONVENTION 
       ALS SCHUTZINSTRUMENT ZUR 
            GEWÄHRLEISTUNG DER RECHTE  
                  VON KINDERN



AUSWIRKUNGEN DER (MIT)ERLEBTEN  
 GEWALT AUF KINDER

Die (mit)erlebte und auch nach der Trennung anhaltende Gewalt beeinträchtigt 

Kinder in ihrer emotionalen, kognitiven und sozialen Entwicklung.

„Kinder – je kleiner sie sind, umso intensiver – erleben eine körperliche Bedro-

hung gegenüber (…) der Mutter auch als Bedrohung gegen sich selbst. 

Weil sie als Kinder so abhängig sind von denen, die sie versorgen und 

betreuen, kommt ihnen eine Bedrohung dieser Erwachsenen sogar 

noch schlimmer vor als eine Bedrohung der eigenen körperlichen 

Unversehrtheit.“[2]

ZIEL DER ISTANBUL-KONVENTION IST DIE VERHÜTUNG,  
VERFOLGUNG UND BESEITIGUNG GESCHLECHTSBEZOGENER 
UND HÄUSLICHER GEWALT [1], DIE UMFASSENDE UNTER-
STÜTZUNG DER BETROFFENEN UND DIE FÖRDERUNG DER 
GLEICHHEIT DER GESCHLECHTER.

Zahlreiche nationale wie internationale Studien[3] weisen nach, dass auch 

das Miterleben der Gewalt eine klare Form der Kindeswohlgefährdung ist 

und die Kinder ebenso zu Gewaltbetroffenen macht wie ihre Mütter.  

 

Die Gewalterlebnisse prägen zutiefst die kindliche Entwicklung und Entfaltung:

• Das Vertrauen sowie das Sicherheits- und Schutzbedürfnis betroffener   

   Kinder werden grundlegend  erschüttert. 

• Altersunangemessene Verantwortungsübernahme und 

 Parentifizierung treten gehäuft auf.

• Das Konzentrationsvermögen und die schulische Leistungsfähigkeit 

 werden oftmals beeinträchtigt.

• Schlafstörungen, Alpträume, retardierte Verhaltensweisen treten 

 verstärkt auf.

• Aggressives Verhalten oder Rückzug können einen positiven Beziehungs- 

  aufbau bis hin ins Erwachsenenalter verhindern.

[1] In  den  Vorgaben  und  Artikeln  der  Istanbul-Konvention  wird  u. 
a.  mit  dem  Begriff  der  „Häuslichen Gewalt“  gearbeitet.  Aus  diesem  
Grund  wird  in  dieser Handreichung  dieser  Begriff verwendet.  Generell 
ist die Begrifflichkeit der „Häuslichen Gewalt“ kritisch zu betrachten, 
da sie das dahinterstehende Phänomen Gewalt gegen Frauen verdeckt, 
neutralisiert und nicht benennt. Der Begriff der  „Häuslichen  Ge-
walt“  hat  sich  mittlerweile  institutionsübergreifend  etabliert,  der  
gesellschafts-politischen Dimension von Gewalt gegen Frauen wird 
damit jedoch keine Rechnung getragen

[2] Korritko, A. (2016): Posttraumatische Belastungsstörungen bei 
Kindern und Jugendlichen. Störungen systemisch behandeln. Heidelberg: 
Carl-Auer, S. 142.a

[3] Kindler, Heinz 2005: Auswirkungen von häuslicher Gewalt auf die psychosoziale Entwicklung von 
Kindern, in: Familie, Partnerschaft und Recht, 11. Jg, Heft 1+2, S. 16–19; Kindler, Heinz et al. 2004: 
Familiäre Gewalt und Umgang, in: FamRZ, 51. Jg. Heft 16, S. 1241–51



DAS SAGT DIE 
ISTANBUL-KONVENTION[7] 

Die Rechte der Kinder auf Schutz und Sicherheit sind zentraler Bestandteil der 

Istanbul-Konvention und durch sie rechtlich verbindlich anerkannt.

Bund, Länder und Kommunen müssen überprüfen, „inwieweit die Istanbul-Konvention 

’neue’ Handlungsverpflichtungen in Bezug auf ‚alte’ Problemlagen generiert.  

Zu denken ist hier (…) an eine Regelung, die gewährleistet, dass häusliche  

Gewalt in allen Entscheidungen über Sorge- und Umgangsrechts- 

regelungen berücksichtigt wird.“[9]

Alle an Sorge- und Umgangsrechtsverfahren Beteiligte können mit  

Hilfe der hier vorgestellten Artikel der Istanbul-Konvention 

und den daraus resultierenden Empfehlungen[10] zu mehr 

Schutz und Sicherheit von gewaltbetroffenen Kindern 

beitragen.

Mit der Trennung vom Gewalttäter endet die Gewalt jedoch nicht zwangsläufig.

Laut Korittko erleben 40% der Frauen, die schon vorher mit Gewalt

konfrontiert waren, während der Trennung erneut Übergriffe.[4]

„Gerade die Trennungssituationen sind deshalb für viele Kinder besonders

belastend, weil die Gefahr auch für die körperliche Unversehrtheit in den

emotional belastenden Trennungsphasen in Beziehungen mit häuslicher

Gewalt oft noch einmal stark eskaliert.“[5]

Es kommt in dieser Zeit häufig zu Übergriffen, auch bei der Übergabe von

Kindern im Rahmen von Umgangskontakten. „Männer, die sich infolge von

Trennungen oder Scheidungen (…) zurückgewiesen fühlen, entwickeln daraus

teilweise eine gefährliche Mischung aus Verletzung, Wut und Gewaltbereitschaft.“[6]

„DIE VERTRAGSPARTEIEN TREFFEN DIE ERFORDERLICHEN 
GESETZGEBERISCHEN ODER SONSTIGEN MASSNAHMEN, UM ALLE 
OPFER VOR WEITEREN GEWALTTATEN ZU SCHÜTZEN“ (…)  
SIE STELLEN SICHER, DASS MASSNAHMEN „AUF DIE BESONDEREN 
BEDÜRFNISSE SCHUTZBEDÜRFTIGER PERSONEN, EINSCHLIESS-
LICH DER OPFER, DIE KINDER SIND, EINGEHEN (…)“[8]

[7] Council of Europe (2011): Übereinkommen des Europarats zur Verhütung 
und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häusliche Gewalt.  
Und erläuternder Bericht. Verfügbar unter: https://rm.coe.int/1680462535

[8] Artikel 18 Istanbul-Konvention (Allgemeine Verpflichtungen)

[9] Deutsches Institut für Menschrechte (2018): S. 9 Die Istanbul-Konvention 
– Neue Impulse für die Bekämpfung von geschlechtsspezifischer Gewalt (Heike 
Rabe, Britta Leisering)

[10] Vgl. dazu Alternativbericht des Bündnis Istanbul-Konvention (2018)  
https://www.buendnis-istanbul-konvention.de/wp-content/uploads/2021/03/
Alternativbericht-BIK-2021.pdf

ERHÖHTES GEFÄHRDUNGSRISIKO  
 DURCH TRENNUNG

[4] Korittko, A. (2013): Kinder als Zeugen häuslicher Gewalt. Umgang um jeden Preis oder Neuanfang ohne 
Angst, S. 2. In: Weber, M./Alberstötter, U./Schilling, H. (Hrsg.) (2013): Beratung von Hochkonflikt-Familien im 
Kontext des FamFG. Weinheim und Basel: Beltz Juventa.

[5] Fegert, J. (2013): Die Frage des Kindeswohls und der Ausgestaltung des Umgangsrechts nach Trennung der 
Eltern in Fällen häuslicher Gewalt aus kinder- und jugendpsychiatrischer Sicht, S. 195. In: Kavemann, B/ Kreyssig, 
U. (Hrsg.) (2013): Handbuch Kinder und häusliche Gewalt.  
3. aktualisierte Auflage. Wiesbaden: Springer VS.

[6] Gesundheit von Frauen in Deutschland. Eine repräsentative Untersuchung zu Gewalt gegen Frauen in 
Deutschland. Im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. Verfügbar unter: 
https://www.bmfsfj.de/blob/84328/0c83aab6e685eeddc01712109bcb02b0/langfassungstudie-frauen-teil-
eins-data.pdf, S. 285.



 • Artikel 26 – Schutz und Unterstützung für Zeuginnen und  
Zeugen, die Kinder sind
„1. Die Vertragsparteien treffen (…) Maßnahmen (…), um sicherzustellen, dass bei 

der Bereitstellung von Schutz- und Hilfsdiensten für Opfer die Rechte und Bedürf-

nisse von Kindern, die Zeuginnen und Zeugen von (…) Gewalt 

geworden sind, gebührend berücksichtigt werden.“

„2. Nach diesem Artikel getroffene Maßnahmen umfassen die altersgerechte  

psychosoziale Beratung für Kinder (…) und berücksichtigen gebührend das Wohl  

des Kindes.“ 

WIR FORDERN:

• das Miterleben von „Häuslicher Gewalt“ als Kindeswohlgefährdung anzuerkennen.

• eigenständige und spezifische Unterstützungsangebote für von  

„Häuslicher Gewalt“ betroffener Kinder flächendeckend einzurichten 

und ausreichend zu finanzieren. Diese psychosozialen Angebote 

sollten gendersensibel für Mädchen* und Jungen* ausgerich-

tet sein.

• die Sensibilisierung und Weiterbildung polizeilicher,  

 erzieherischer und gesundheitsbezogener Fach-

 kräfte für den Umgang mit Situationen, in denen  

 Kinder Zeug*innen von Gewalt werden, verpflichtend zu  

 verankern. 

 • Artikel 31 – Sorgerecht, Besuchsrecht und Sicherheit
„1. Die Vertragsparteien treffen (…) Maßnahmen, um sicherzustellen, dass in 

den Geltungsbereich dieses Übereinkommens fallende gewalttätige Vorfäl-

le bei Entscheidungen über das Besuchs- und Sorgerecht betreffend Kinder 

berücksichtigt werden.

2. Die Vertragsparteien treffen (…) Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die 

Ausübung des Besuchs- und Sorgerechts nicht die Rechte und die Sicherheit 

des Opfers oder der Kinder gefährdet.“

WIR FORDERN:

• den Bestrebungen, das gemeinsame Sorgerecht zu stärken, in Fällen   

 „Häuslicher Gewalt“ entgegenzutreten, da eine gemeinsame Sorgerechts- 

 ausübung aufgrund des Macht- und Kontrollverhältnisses in gewaltge-

 prägten Beziehungen nicht möglich ist.

• in Fällen „Häuslicher Gewalt“ in der Regel das Umgangsrecht zunächst   

 auszuschließen, fallweise auch dauerhaft zu beschränken. (vgl. auch Artikel  

 45 Sanktionen und Maßnahmen). Dies soll explizit im Gesetzestext fest-

 geschrieben werden. In den Reformvorhaben zum Sorge- und Umgangsrecht 

darf daher der Umgang mit der gewaltaus-

übenden Person nicht höher bewertet werden 

als der Schutz und die Sicherheit des Kindes.

• von der Möglichkeit Gebrauch zu machen,   

 Väter durch Auflagen (wie z. B. Täterkurs-

 teilnahme) in die Verantwortung zu nehmen.  

 Notwendig ist eine fachliche Überprüfung der  

 Erziehungsfähigkeit des Vaters, der seinen   

 Kindern in der häuslichen Situation Gewalt   

 vorlebte und das traumatische (Mit)erleben   

 seiner Kinder verursachte. 



• bei Anordnungen nach dem GewSchG das Umgangsrecht für die Dauer der 

 Anordnung auszuschließen sowie die Umgänge nach Beendigung des 

 Gewaltschutzes weiter zu begrenzen. Eine entsprechende Formulierung 

 hierzu soll in die Paragrafen des Gewaltschutzgesetzes und in § 1684 BGB 

 Eingang finden.

• alle am Familienrechtsverfahren beteiligten Fachkräfte – insbesondere die 

 Richter*innen und Verfahrensbeiständ*innen – überprüfbar zu verpflichten, 

 sich zu den Themen „Häusliche Gewalt“, Psychotraumatologie, Langzeitfolgen 

 und Gefahren von Retraumatisierungen, psychische Gewalt im Sinne von 

 coercive control (Zwangskontrolle), sexualisierte Gewalt und Kindeswohl-

 gefährdung fortzubilden.

 • Artikel 48 – Verbot verpflichtender alternativer Streit- 
beilegungsverfahren oder Strafurteile
„1. Die Vertragsparteien treffen (…) Maßnahmen, um verpflichtende alternative 

Streitbeilegungsverfahren, einschließlich Mediation und Schlichtung, wegen aller 

in den Geltungsbereich dieses Übereinkommens fallenden Formen von Gewalt zu 

verbieten.“ 

WIR FORDERN:

•  Es muss Ausnahmeregelungen von Verfahrensvorschriften in StPO und ZPO geben,  

 welche Gerichte und Staatsanwaltschaften in Fällen von „Häuslicher Gewalt“  

 auffordern, von einem Ausgleich oder einer Einigung zwischen den Beteiligten abzu-

 sehen (z.B. Täter-Opfer-Ausgleich im Strafrecht u. Gütetermin im Zivilrecht).

• eine Ausnahmeregelung im FamFG, die sich ausdrücklich gegen   

 gütliche Einigungs- und Mediationsversuche in Kindschaftssachen   

 mit einer Gewaltgeschichte richtet. 

 • Artikel 53 – Kontakt und Näherungsverbote sowie  
Schutzanordnungen
„1. Die Vertragsparteien treffen (…) Maßnahmen, um sicherzustellen, dass 

angemessene Kontakt- und Näherungsverbote oder Schutzanordnungen für 

Opfer zur Verfügung stehen.“ 

WIR FORDERN: 

• die Verfahren nach dem GewSchG im FamFG auch als „vorrangig und 

 beschleunigt“ zu qualifizieren (analog zu § 155 FamFG), um den 

 zeitnahen, effektiven und umfassenden Schutz von gewaltbetroffenen   

 Personen sicherzustellen.

• zu prüfen, inwiefern § 3 GewSchG reformiert werden muss,   

 um eine unmittelbare Geltung des GewSchG auch für   

 Menschen, die in einem Sorgerechts-, Vormund-  

 schafts- oder Pflegschaftsverhältnis stehen,  

 diskriminierungsfrei zu ermöglichen.



 • Artikel 56 – Schutzmaßnahmen während Ermittlungen und 
Gerichtsverfahren
„1. Die Vertragsparteien treffen (…) Maßnahmen, um die Rechte und Interessen der 

Opfer, insbesondere ihre besonderen Bedürfnisse als Zeuginnen und Zeugen, in allen 

Abschnitten der Ermittlungen und Gerichtsverfahren zu schützen. (…) 

2. Für Kinder (…) werden gegebenenfalls besondere Schutzmaßnahmen unter Be-

rücksichtigung des Wohls des Kindes getroffen.“

  

WIR FORDERN: 

• Schutzmaßnahmen, deren gesamte Aufmerksamkeit dem übergeordneten 

 Interesse des Kindes gilt. Hierzu zählen Maßnahmen wie z.B. ein Kind nicht dazu 

zu zwingen, in Gegenwart des Straftäters auszusagen.

BGB - Bürgerliches Gesetzbuch

FamFG - Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in 

den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit

GewSchG - Gewaltschutzgesetz

StPO - Strafprozessordnung

ZPO - Zivilprozessordnung

Diese Handreichung ist in Zusammenarbeit mit der  

„Bundesweiten Arbeitsgruppe Kindschaftsrecht der 

Autonomen Frauenhäuser (KSR- AG)“ erarbeitet worden.

www.sorge-umgangsrecht-gewalt.de  

Weitere Infos zum Thema in der Publikation:

Kindschaftssachen und häusliche Gewalt

https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/publikationen/

kindschaftssachen-und-haeusliche-gewalt-185890
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